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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (42) — 651 09 — Ka 31/80 Bonn, den 18. April 1980 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent-
wurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1979 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Republik Rumänien 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit 
Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 

Der Wortlaut des Vertrages in deutscher und rumänischer Sprache, ein zu-
gehöriges Protokoll und eine Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wi rtschaft und des 
Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 485. Sitzung am 18. April 1980 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzent-
wurf keine Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1979 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sozialistischen Republik Rumänien 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bukarest am 12. Oktober 1979 unterzeichne-
ten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sozialistischen Republik Rumänien über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital-
anlagen sowie dem Protokoll vom selben Tage wird 
zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll und die beiden 
Briefwechsel vom 12. Oktober 1979 werden nachste-
hend veröffentlicht. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da er sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das im Ver-
trag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder 
den Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 
Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden. Das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-
Klausel. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Arti-
kel 11 Abs. 2 sowie das Protokoll und die Briefwechsel 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzuge-
ben. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 11 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh-
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sozialistischen Republik Rumänien 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Sozialistische Republik Rumänien 

in dem Wunsch, die zwischen ihren Staaten bestehenden 
freundschaftlichen Beziehungen, die Beziehungen der guten 
Nachbarschaft und die wi rtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Ländern auszuweiten, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
zu schaffen, die von Investoren aus der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet der Sozialistischen Republik 
Rumänien und von Investoren aus der Sozialistischen Repu-
blik Rumänien auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land vorgenommen werden, 

in der Erkenntnis, daß der Schutz von Kapitalanlagen auf 
Grund dieses Vertrages die Initiative in diesem Bereich anregt, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Kapitalanlagen 
von Investoren der anderen Vertragspartei fördern. 

(2) Kapitalanlagen, die nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragspartei zugelassen sind, in deren Gebiet sie durchge-
führt werden, genießen den Schutz dieses Vertrages. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird auf ihrem Gebiet die Kapital-
anlagen der Investoren der anderen Vertragspartei nicht weni-
ger günstig behandeln als die Kapitalanlagen der Investoren 
dritter Staaten, mit denen sie gleicha rtige Verträge abge-
schlossen hat. Jede Vertragspartei wird die Investoren der 
anderen Vertragspartei hinsichtlich deren Betätigung im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Gebiet nicht 
weniger günstig behandeln als die Investoren dritter Staaten, 
mit denen sie gleichartige Verträge abgeschlossen hat. 
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(2) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertrags-
partei oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die außer-
halb dieses Vertrages zwischen den Vertragsparteien beste-
hen oder in Zukunft begründet werden, eine Regelung, durch 
die den Investoren der anderen Vertragspartei oder deren 
Kapitalanlagen eine günstigere Behandlung als nach diesem 
Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung diesem Ver-
trag insoweit vor, als sie günstiger ist. 
(3) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung ein-

halten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet übernommen hat. 

Artikel 3 

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dür-
fen im Gebiet der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen 
Wohl und gegen gerechte Entschädigung enteignet werden. 
Die Entschädigung muß tatsächlich verwertbar und frei trans-
ferierbar sein sowie unve rzüglich geleistet werden. Späte-
stens im Zeitpunkt der Enteignung muß in geeigneter Weise für 
die Festsetzung und Zahlung der Entschädigung Vorsorge 
getroffen sein. Das Verfahren zur Festlegung der Entschädi-
gung bestimmt sich nach den Gesetzen der Vertragspartei, in 
deren Gebiet die Kapitalanlage durchgeführt worden ist. 
(2) Die Gesetzmäßigkeit jeglicher Enteignungsmaßnahme 

im Sinne der Nummer 2 Buchstabe b des Protokolls zu diesem 
Vertrag wird auf Antrag des Investors in einem Rechtsverfah-
ren der jeweiligen Vertragspartei nachgeprüft: 
a) in der Bundesrepublik Deutschland in allen Fällen; 
b) in der Sozialistischen Republik Rumänien nur in den Fällen, 

in denen eine Enteignung nicht durch Gesetz oder Dekret 
des Staatsrats oder Präsidialdekret angeordnet ist. 
(3) Die Höhe der Entschädigung wird in einem Rechtsver-

fahren der jeweiligen Vertragspartei nachgeprüft. Bestehen 
nach Abschluß des Rechtsverfahrens zwischen dem Investor 
und der jeweiligen Vertragspartei Meinungsverschiedenheiten 
über die Höhe der Entschädigung fo rt , so können sich diese mit 
Zustimmung des Investors zum Vergleichs- und Schiedsver-
fahren an das Internationale Zentrum zur Beilegung von Inve-
stitionsstreitigkeiten wenden gemäß dem Verfahren des in 
Washington am 18. März 1965 zur Unterzeichnung aufgeleg-
ten Übereinkommens zur Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten. 
Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens nach diesem über-
einkommen muß binnen zwei Monaten nach Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung im Rechtsverfahren eingereicht 
werden. 

(4) Investoren einer Vertragspartei, die im Gebiet der ande-
ren Vertragspartei durch Krieg oder sonstige bewaffnete Aus-
einandersetzungen, Revolution, Aufruhr oder durch Staatsnot-
stand Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden hinsicht-
lich der Rückerstattungen, Abfindungen, Entschädigungen 
oder sonstigen Gegenleistungen in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht weniger günstig behandelt als eigene Inve-
storen; in der Sozialistischen Republik Rumänien werden sie 
behandelt wie Investoren dritter Staaten, die in dieser Hinsicht 
die beste Behandlung erfahren. 

(5) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angele-
genheiten genießen die Kapitalanlagen und Investoren einer 
Vertragspartei im Gebiet der anderen Vertragspartei eine 
Behandlung, die nicht ungünstiger ist als die von Kapitalanla-
gen und Investoren derjenigen dritten Staaten, die in dieser 
Hinsicht die beste Behandlung erfahren. 

Artikel 4 

Jede Vertragspartei gewährleistet in bezug auf Kapitalanla-
gen den Investoren der anderen Vertragspartei den freien 
Transfer in das Ausland des Kapitals, der Erträge und, im Falle 
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der Liquidation oder des Verkaufs, des Liquidations- oder Ver-
kaufserlöses, ferner anderer Rechte, die in den Zulassungsur-
kunden aufgeführt sind. 

Artikel 5 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf-
grund einer Gewährleistung für eine in Übereinstimmung mit 
diesem Vertrag im Gebiet der anderen Vertragspartei durch-
geführten Kapitalanlage, so erkennt die andere Vertragspartei 
unabhängig von dem Rechtsgrund die Übertragung der Rechte 
oder Ansprüche dieser Investoren an die Vertragspartei, die 
die Zahlung geleistet hat, an, sowie ferner den Eintritt der zah-
lenden Vertragspartei in die ihr übertragenen Rechte oder 
Ansprüche; die zahlende Vertragspartei kann die dem Investor 
zustehenden Rechte oder Ansprüche nur in dem Umfang, in 
dem sie ihr übertragen wurden, und nur unter Beachtung 
bestehender Verpflichtungen des Investors geltend machen. 
Auf den Transfer finden Artikel 3 Absätze 1 bis 4 und Artikel 4 
sinngemäß Anwendung. 

Artikel 6 

(1) Der Transfer nach Artikel 3, 4 und 5 erfolgt unverzüglich 
in der Währung, in der die Kapitalanlage durchgeführt worden 
ist oder, falls vereinbart, in einer anderen Währung. 

(2) Bei Umrechnung von einer Währung in eine andere 
Währung ist entsprechend den Regelungen des Internationa-
len Währungsfonds der jeweilige Tageskurs anzuwenden. 
Besteht ein solcher Kurs nicht, so ist der Kurs aus denjenigen 
Umrechnungskursen zu ermitteln, welche der Internationale 
Währungsfonds zur Umrechnung der betreffenden Währungen 
in Sonderziehungsrechte anwenden würde. Die Umrechnun-
gen erfolgen zu dem im Zeitpunkt der Zahlung gültigen Kurs. 

Artikel 7 

(1 ) Der Ausdruck „Kapitalanlagen" umfaßt alle Anteils-
rechte an Gesellschaften und andere Arten von Beteiligungen, 
alle Güter und sonstige vermögenswerte Rechte, einschließ-
lich des Wertzuwachses und der reinvestierten Gewinne, ins-
besondere, aber nicht ausschließlich: 

a) Eigentum und sonstige dingliche Rechte, die den Investo-
ren zustehen; 

b) Forderungen auf Geld oder Leistungen, die einen wirt-
schaftlichen Wert haben; 

c) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums, Han-
delsmarken, Handelsnamen, technische Verfahren, Good-
will und Know-how; 

d) öffentlich-rechtliche Konzessionen, einschließlich Aufsu-
chungs- und Gewinnungskonzessionen. 

Eine Veränderung in der Form, in der Vermögenswerte ange

-

legt werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt. 

(2) Der Ausdruck „Erträge" bezeichnet diejenigen Beträge, 
die in der Form von Gewinnanteilen, Zinsen und anderen Ein-
künften aus einer Kapitalanlage für einen bestimmten Zeit-
raum netto anfallen. 

(3) Der Ausdruck „Investoren" bezeichnet 

a) in bezug auf die Sozialistische Republik Rumänien: 
rumänische Wirtschaftseinheiten mit Rechtspersönlich-
keit, die laut Gesetz Befugnis zum Außenhandel und zur 
wi rtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit mit dem 
Ausland haben, 

b) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
1. Deutsche mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Ver-

trages und 
2. jede juristische Person sowie Handelsgesellschaft oder 

sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
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Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich 
dieses Vertrages hat und nach den Gesetzen zu Recht 
besteht, gleichviel, ob die Haftung ihrer Gesellschafter, 
Teilhaber oder Mitglieder beschränkt oder unbe-
schränkt und ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist 
oder nicht, 

die nach Maßgabe dieses Vertrages im Gebiet der anderen 
Vertragspartei Kapitalanlagen vornehmen. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren 
der einen Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechts-
vorschriften der anderen Vertragspartei in deren Gebiet seit 
dem 31. Januar 1967 vorgenommen haben. 

Artikel 9 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Ver-
tragsparteien hinsichtlich der Auslegung und Anwendung des 
vorliegenden Vertrages werden soweit wie möglich durch Ver-
handlungen zwischen beiden Regierungen beigelegt. Wenn 
eine solche Meinungsverschiedenheit innerhalb von sechs 
Monaten nach Einleitung der Verhandlungen nicht beigelegt 
werden kann, wird sie auf Ersuchen einer der Vertragsparteien 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht zur Beilegung von Meinungsver-
schiedenheiten wird von Fall zu Fall in folgender Weise gebil-
det und wird folgendermaßen arbeiten: 
Jede Vertragspartei bestellt einen Schiedsrichter; die beiden 
Schiedsrichter schlagen in beiderseitigem Einvernehmen 
einen Vorsitzenden vor, der Angehöriger eines dritten Staates 
sein muß und der von beiden Vertragsparteien ernannt wird. 
Die Schiedsrichter werden innerhalb von drei Monaten und der 
Vorsitzende innerhalb von fünf Monaten bestellt, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei-
nungsverschiedenheiten einem Schiedsgericht unterbreiten 
will. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb der genannten 
Frist ernannt, so ist die Vertragspartei, die keinen Schiedsrich-
ter ernannt hat, damit einverstanden, daß dieser vom General-
sekretär der Vereinten Nationen ernannt wird. Einigen die bei-
den Vertragsparteien sich nicht innerhalb der genannten Frist 
über die Ernennung des Vorsitzenden, so sind sie damit ein-
verstanden, daß dieser vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ernannt wird. 

(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen aufgrund 
dieses Vertrages und anderer einschlägiger Verträge, die zwi-
schen beiden Vertragsparteien bestehen, sowie nach dem all-
gemeinen Völkerrecht. Das Schiedsgericht entscheidet mit 
Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist endgültig und bindend. 

(4) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Schiedsrich-
ters und ihrer Vertretung in dem Schiedsgerichtsverfahren. Die 
Kosten für den Vorsitzenden und die sonstigen Kosten werden 
von den Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. 

(5) Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 

Artikel 10 

Dieser Vertrag wird auch auf Berlin (West) ausgedehnt, ent-
sprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 in Übereinstimmung mit den festgelegten Verfahren. 

Artikel 11 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden sobald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt dreißig Tage nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft . Er bleibt zehn Jahre lang in 
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Kraft und verlängert sich danach jeweils um weitere zehn 
Jahre, sofern er nicht ein Jahr vor seinem jeweiligen Ablauf von 
einer der Vertragsparteien schriftlich gekündigt wird. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außer-
krafttretens des Vertrages vorgenommen worden sind, gelten 
die Bestimmungen dieses Vertrages noch für weitere zwanzig 
Jahre vom Tage des Außerkrafttretens dieses Vertrages an. 

Geschehen zu Bukarest am 12. Oktober 1979 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und in rumänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Für die Sozialistische Republik Rumänien 
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Protokoll 
zu dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Sozialistischen Republik Rumänien 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 

Die Vertragsparteien haben folgende Vereinbarung getrof-
fen, die Bestandteil dieses Vertrages ist: 

(1) Zu Artikel 2 
a) Die unter Beteiligung von Investoren aus der Bundes-

republik Deutschland in Rumänien gegründeten 
Gemischten Gesellschaften werden, unbeschadet der 
besonderen Vorschriften über Gemischte Gesell-
schaften, soweit auf sie Rechtsvorschriften allgemei-
nen Charakters Anwendung finden, nicht weniger gün-
stig behandelt als andere Wirtschaftseinheiten in 
Rumänien mit Rechtspersönlichkeit. In der Bundesre-
publik Deutschland werden Investoren aus der Sozia-
listischen Republik Rumänien nicht weniger günstig 
behandelt als die in Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b 
des Vertrags genannten natürlichen und juristischen 
Personen sowie Handelsgesellschaften oder sonsti-
gen Gesellschaften oder Vereinigungen mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit. 

b) Als „Betätigung" im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 ist 
insbesondere aber nicht ausschließlich die Verwal-
tung, die Verwendung und die Nutzung einer Kapita-
lanlage anzusehen. Als eine „weniger günstige 
Behandlung" im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 ist ins-
besondere anzusehen: Die Einschränkung des Bezugs 
von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen 
sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller A rt, die 
Behinderung des Absatzes von Erzeugnissen im In- 
und Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher 
Auswirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit 
oder Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als weni-
ger günstige Behandlung im Sinne des Artikels 2. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer inner-
staatlichen Rechtsvorschriften Entscheidungen über 
die Einreise und den Aufenthalt von Personen aus dem 
Gebiet der einen Vertragspartei, die im Zusammen-
hang mit der Vornahme einer Kapitalanlage in das 
Gebiet der anderen Vertragspartei einreisen wollen, 
so wohlwollend wie möglich treffen; das gleiche gilt für 
die Arbeitnehmer aus dem Gebiet der einen Vertrags-
partei, die im Auftrag des Investors in das Gebiet der 
anderen Vertragspartei einreisen oder sich do rt  zeit-
weilig aufhalten, um als Arbeitnehmer eine Tätigkeit im 
Zusammenhang mit der Kapitalanlage auszuüben. 
Auch die Entscheidung über die Erteilung der Arbeits-
erlaubnis wird so wohlwollend wie möglich getroffen. 

d) Die Bestimmungen über die Meistbegünstigung nach 
diesem Vertrag gelten nicht für Vergünstigungen, die 
eine Vertragspartei Investoren dritter Staaten auf-
grund einer bestehenden Zollunion, einer Freihandels-
zone oder mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit zu einer 
Wi rtschaftsgemeinschaft gewährt. 

(2) Zu Artikel 3 

a) Der Ausdruck „gerechte Entschädigung" in Artikel 3 
bedeutet eine Entschädigung, die dem Wert der ent- 
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eigneten Kapitalanlage im Zeitpunkt der Enteignung 
entspricht. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 Absätze 1 bis 3 gel-
ten auch für die Überführung einer Kapitalanlage in 
öffentliches Eigentum, ihre Unterstellung unter öffent-
liche Aufsicht oder andere ähnliche Eingriffe der 
öffentlichen Hand. Als „Enteignung" gilt jede Art einer 
durch hoheitliche Maßnahmen veranlaßten Entzie-
hung oder Beschränkung von Vermögensrechten oder 
anderen Rechten, die eine Kapitalanlage oder einen 
Teil einer Kapitalanlage darstellen, sowie sonstige 
hoheitliche Maßnahmen, die in ihren Auswirkungen auf 
die Kapitalanlage einer Enteignung gleichkommen. 

(3) Zu Artikel 4 

a) Es versteht sich, daß der Transfer der in Artikel 4 
genannten Beträge nach Erfüllung der bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften über Steuern und andere 
öffentliche Abgaben und der anderen sich aus den 
Zulassungsurkunden ergebenden Verpflichtungen 
des Investors erfolgt. 

b) Der Ausdruck „Zulassungsurkunde" bedeutet die 
Urkunden, mit denen eine Vertragspartei in ihrem 
Gebiet eine Kapitalanlage zuläßt, die von einem Inve-
stor der anderen Vertragspartei vorgenommen wird. 
Eine solche „Zulassungsurkunde" führt im einzelnen 
die Vergünstigungen, Befreiungen und Bedingungen 
auf, welche die erstgenannte Vertragspartei in bezug 
auf die zugelassene Kapitalanlage gewährt oder auf-
erlegt. 

(4) Zu Artikel 6 

Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Artikels 6 
Absatz 1 gilt jeder Transfer, der innerhalb einer Frist 
erfolgt, die normalerweise zur Durchführung der Transfer-
formalitäten erforderlich ist. Die Frist beginnt mit der Ein-
reichung eines entsprechenden Antrags zur Überweisung 
eines Betrages gemäß den Artikeln 3, 4 und 5 des Ver-
trags sowie sonstiger Beträge, über die die Gemischten 
Gesellschaften verfügen können, und darf unter keinen 
Umständen zwei Monate nach Einreichung des Antrags 
überschreiten. 

(5) Zu Artikel 7 

Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederan-
lage auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz 
wie die Kapitalanlage. 

(6) Zu Artikel 9 

Nur die Regierungen der beiden Vertragsparteien können 
durch ihre Vertreter in dem Schiedsgerichtsverfahren 
Anträge stellen und daran teilnehmen. 

(7) Bei der Beförderung von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen stehen, werden die 
Vertragsparteien die Transportunternehmen der anderen 
Vertragspartei weder ausschalten noch behindern und, 
soweit erforderlich, Genehmigungen zur Durchführung 
der Transporte erteilen. 

Geschehen zu Bukarest am 12. Oktober 1979 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und in rumänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Für die Sozialistische Republik Rumänien 
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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bukarest, den 12. Oktober 1979 

Herr Minister, 

anläßlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Republik 
Rumänien über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen beehre ich mich, Ihnen die Bereitschaft der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu erklären, mit 
der Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien im Rah-
men der bilateralen wirtschaftlichen Zusammenarbeit alle Fra-
gen gemeinsamen Interesses, welche die Vornahme, Durch-
führung und Beendigung von Kapitalanlagen betre ffen, zu 
erörtern, falls Ihre Regierung dies wünscht. 

Gleichzeitig nehme ich zur Kenntnis, daß die Regierung der 
Sozialistischen Republik Rumänien bereit ist, in gleicher 
Weise zu verfahren. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 

An den 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
der Sozialistischen Republik Rumänien 
Herrn Stefan Andrei 

 

Bukarest, den 12. Oktober 1979 

Herr Minister, 

Anläßlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Sozialistischen Republik Rumänien und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen beehre ich mich, Ihnen die Bereit-
schaft der Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien 
zu erklären, mit der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land im Rahmen der bilateralen wi rtschaft lichen Zusammenar-
beit alle Fragen gemeinsamen Interesses, welche die Vor-
nahme, Durchführung und Beendigung von Kapitalanlagen 
betreffen, zu erörtern, falls ihre Regierung dies wünscht. 

Gleichzeitig nehme ich zur Kenntnis, daß die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland bereit ist, in gleicher Weise zu 
verfahren. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung. 

St. A. Andrei 

An den 
Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Hans-Dietrich Genscher 
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Bukarest, den 12. Oktober 1979 

Herr Minister, 

Anläßlich der Unterzeichnung des vorliegenden Vertrages 
zwischen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Bun-
desrepublik Deutschland über die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Kapitalanlagen erklären wir, daß in den in 
Artikel 3 Absatz 4 vorgesehenen Situationen so weit wie mög-
lich Sorge getragen wird, daß die Voraussetzungen für die 
Fortführung der mit den Investitionen verbundenen Tätigkeit 
gesichert werden, die in den jeweiligen Verträgen über die 
Begründung der Gemsichten Gesellschaft vorgesehen ist. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung. 

St. A. Andrei 

An den 
Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Hans-Dietrich Genscher 

Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bukarest, den 12. Oktober 1979 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schreibens zu 
bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 
„Anläßlich der Unterzeichnung des vorliegenden Vertrages 

zwischen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Bun-
desrepublik Deutschland über die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Kapitalanlagen erklären wir, daß in den in 
Artikel 3 Absatz 4 vorgesehenen Situationen so weit wie mög-
lich Sorge getragen wird, daß die Voraussetzungen für die 
Fortführung der mit den Investitionen verbundenen Tätigkeit 
gesichert werden, die in den jeweiligen Verträgen über die 
Begründung der Gemischten Gesellschaft vorgesehen ist." 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 

An den 
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
der Sozialistischen Republik Rumänien 
Herrn Stefan Andrei 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Als erster Investitionsförderungsvertrag der Bundesre-
publik Deutschland mit einem Staatshandelsland des 
Ostens spiegelt der vorliegende Vertrag das Bemühen 
beider Staaten wider, ihre wi rtschaft liche Zusammenar-
beit auszuweiten. 

Private Kapitalanlagen führen in der Regel neben dem 
Transfer von Geld und Sachwerten zu einer Vermittlung 
technischen Wissens und unternehmerischer Erfah-
rung. In der Form der „joint ventures" zielen sie auf lang-
fristige Kooperation zwischen ausländischem Anleger 
und lokalem Partner bei Teilung des unternehmerischen 
Risikos ab. Somit eignen sie sich in besonderem Maße, 
eine dauerhafte und fruchtbare wi rtschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen den beteiligten Ländern zu verwirk-
lichen. Der vorliegende Vertrag zeigt die zunehmende 
Bereitschaft einiger Staatshandelsländer, ihre Grenzen 
privaten Kapitalanlagen zu öffnen. Er sichert den 
Rechtsschutz für deutsche Anleger in Rumänien auf völ-
kerrechtlicher Grundlage ab und verbessert damit spür-
bar die Rahmenbedingungen für ihre unternehmerische 
Tätigkeit in diesem Lande. Seine Bestimmungen ent-
sprechen im wesentlichen dem deutschen Musterver-
trag und den mit über 40 Ländern abgeschlossenen 
Investitionsförderungsverträgen. 

Trotz der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme der 
beiden Vertragsparteien ergaben sich keine besonde-
ren Schwierigkeiten aus der Eigentumskonzeption: 
rumänische Gesetze über die Betätigung „gemischter 
Gesellschaften" lassen Privateigentum ausländischer 
Anteilseigner an den Vermögenswerten des Projektun-
ternehmens ausdrücklich zu. 

Der Vertrag trägt zugleich den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes Rechnung, wonach für die Ober-
nahme von Kapitalanlagegarantien durch den Bund 
Rechtsschutz auf Grund eines Investitionsförderungs-
vertrages anzustreben ist. 

Il. Besonderes 

Der Vertrag enthält 11 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
zwei Briefwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Gemäß Artikel 1 fördert jede Vertragspartei Kapitalanla-
gen der anderen Partei in ihrem Gebiet und gewährt 
ihnen den vertraglich vereinbarten Schutz. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 gebietet, Kapitalanlagen und hiermit zusam-
menhängende Betätigungen der Investoren der anderen 
Vertragspartei zumindest ebenso günstig zu behandeln 
wie Anlagen und Betätigungen von Investoren aus drit-
ten Staaten; soweit aus völkerrechtlichen Verpflichtun

-

gen oder Rechtsvorschriften eine günstigere Regelung 
folgt als aus diesem Investitionsförderungsvertrag, gilt 
die günstigere Regelung. Gemäß Nummer 1 Buch-
stabe a des Protokolls werden zudem rumänische Inve-
storen in der Bundesrepublik Deutschland deutschen 
Unternehmen gleichgestellt; gemischte Gesellschaften 
unter Beteiligung deutscher Anleger stehen anderen 
Wirtschaftseinheiten in Rumänien mit eigener Rechts-
persönlichkeit gleich. Protokollnummer 1 Buchstabe b 
konkretisiert die Begriffe „Betätigung" und „weniger 
günstige Behandlung". 

Zu Artikel 3 

Hiernach sind Enteignungen nur zulässig zum allgemei-
nen Wohle und gegen gerechte Entschädigung, die tat-
sächlich verwertbar, frei transferierbar sein und unver-
züglich geleistet werden muß. Protokollnummer 2 Buch-
stabe a definie rt  „gerechte Entschädigung" als Ent-
schädigung, die dem Wert der enteigneten Kapitalan-
lage im Zeitpunkt der Enteignung entspricht. 

Die Gesetzmäßigkeit der Enteignung ist in einem 
Rechtsverfahren nachprüfbar 
- in der Bundesrepublik Deutschland stets 
- in der Sozialistischen Republik Rumänien, soweit die 
Enteignung nicht durch Gesetz, Dekret des Staats-
rats oder Präsidialdekret angeordnet ist (Artikel 3 
Abs. 2). Auch soweit keine Nachprüfbarkeit vorgese-
hen ist, hat sich in einem ergänzenden Briefwechsel 
jede Regierung zu Konsultationen auf Antrag der 
anderen Regierung bereit erklärt. 

Die Höhe der Entschädigung ist in beiden Ländern stets 
gerichtlich nachprüfbar. Nach Ausschöpfung des natio-
nalen Rechtsweges kann mit Zustimmung des Investors 
ein internationales Schiedsgericht angerufen werden 
(Artikel 3 Abs. 3). 

Hinsichtlich Entschädigungen, Abfindungen etc. für Ver-
luste durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinan-
dersetzungen, Revolution, Aufruhr oder Staatsnotstand, 
werden rumänische Anleger in der Bundesrepublik 
Deutschland wie deutsche Unternehmen behandelt, 
deutsche Anleger in Rumänien wie Investoren meistbe-
günstigter dritter Staaten (Artikel 3 Abs. 4). In einem er-
gänzenden Briefwechsel sichert die rumänische Seite 
zu, in einem solchen Falle soweit wie möglich die Fo rt

-führung des Projektes zu sichern. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 gewährleistet den freien Transfer des Kapitals, 
der Erträge, des Liquidations- oder Verkaufserlöses 
sowie anderer in den Zulassungsurkunden genannter 
Rechte. 

Der Transfer kann nach Erfüllung aller Verpflichtungen 
aus gesetzlichen Abgabebestimmungen sowie den 
Zulassungsurkunden erfolgen (Protokollnummer 3). 



Drucksache 8/3919 	Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Artikels 5 trägt den besonderen, 
aus den Gewährleistungsbestimmungen der Bundesre-
publik sich ergebenden Erfordernissen Rechnung (Sub-
rogation). Sie setzt die Bundesregierung, wenn sie auf 
Grund einer Gewährleistung für eine in der Sozialisti-
schen Republik Rumänien vorgenommene Kapitalan-
lage in Anspruch genommen wird, in die Lage, die auf sie 
übergegangenen Rechte des Kapitalanlegers im Namen 
der Bundesrepublik Deutschland geltend zu machen. 
Die Bestimmungen der Artikel 3 und 4 über den Transfer 
finden auf Zahlungen, die auf Grund übertragener 
Rechte und Ansprüche zu leisten sind, Anwendung. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 legt fest, daß Transfers im Rahmen dieses Ver-
trages unverzüglich und entsprechend den Umrech-
nungsregelungen des Internationalen Währungsfonds 
zu erfolgen haben. Protokollnummer 4 bestimmt die 
unter „unverzüglich" zu verstehenden Fristen. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 definiert „Kapitalanlagen", „Erträge", „Investo-
ren", „Wirtschaftseinheiten" und „Gesellschaften" im 
Sinne dieses Vertrages. 

Nummer 5 des Protokolls stellt klar, daß Erträge aus den 
Kapitalanlagen und im Falle ihrer Wiederanlage auch 
deren Erträge den gleichen Schutz wie die ursprüngli-
che Kapitalanlage genießen. 

Zu Artikel 8 

Nach Artikel 8 gilt dieser Vertrag auch für Kapitalanla-
gen, die Investoren der einen Vertragspartei in Oberein-
stimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Ver-
tragspartei in deren Gebiet seit dem 31. Januar 1967 
vorgenommen haben. 

Zu Artikel 9 

Falls Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
und Anwendung des Vertrages nicht durch diplomati-
sche Verhandlungen beigelegt werden können, ist jede 
Vertragspartei berechtigt, ein zu bildendes Schiedsge-
richt anzurufen. Der Artikel regelt die Bildung und 
Zusammensetzung des Schiedsgerichts. Es fällt seine 
Entscheidung auf Grund dieses Vertrages, anderer ein

-

schlägiger Verträge zwischen den beiden Vertragspar-
teien sowie dem allgemeinen Völkerrecht. Im übrigen 
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. Gemäß 
Protokollnummer 6 können nur die Regierungen der bei-
den Vertragsparteien durch ihre Vertreter in dem 
Schiedsverfahren Anträge stellen und daran teilneh-
men. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 enthält die in Verträgen mit den osteuropäi-
schen Staatshandelsländern übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 regelt Inkrafttreten, Dauer und Beendigung 
des Vertrages. Die Mindestlaufzeit des Vertrages 
beträgt zehn Jahre, eine automatische Verlängerung um 
jeweils weitere zehn Jahre ist vorgesehen. Nach Außer-
krafttreten des Vertrages genießen die bis zu diesem 
Zeitpunkt vorgenommenen Kapitalanlagen noch für wei-
tere zwanzig Jahre den im Vertrag festgelegten Schutz. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll bringt in sieben Nummern Erläuterungen 
und bindende Auslegungen zu dem Vertrag. Abgesehen 
von den unter den Artikeln 2, 3, 4, 7 und 9 bereits 
erwähnten Bestimmungen enthält es in Nummer 7 eine 
Verpflichtung der Vertragspartner, alle Maßnahmen zu 
unterlassen, die geeignet sind, die Freiheit des Inve-
stors hinsichtlich der Auswahl der Transportmittel zu 
beschränken oder zu behindern. 

Zu den Briefwechseln 

Zum Vertrag gehören zwei Briefwechsel. Im ersten 
Briefwechsel erklären die Regierungen ihre Bereit-
schaft, im Rahmen der bilateralen wi rtschaftlichen 
Zusammenarbeit alle Fragen gemeinsamen Interesses 
zu erörtern, welche die Vornahme, Durchführung und 
Beendigung von Kapitalanlagen betreffen. Im zweiten 
Briefwechsel erklärt die Sozialistische Republik Rumä-
nien, daß sie so weit wie möglich Sorge tragen wird, bei 
Verlusten an Kapitalanlagen durch Krieg oder sonstige 
bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Aufruhr 
oder durch Staatsnotstand die Voraussetzungen für die 
Fortführung der mit den Investitionen verbundenen 
Tätigkeit zu sichern. 


